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I8S7 .

Wadischer Landtag .

2. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
vom 15 . Januar .

(Schluß .)
Abg . Hug kann im allgemeinen den Ausführungen des

Abg . Fieser zustimmen .
Betreffs der Verwendung der Zinsersparniß sei darauf

aufmerksam zu machen , daß , da die 3 ^/zproz . Verzinsung erst
etwa vom September oder Oktober 1897 ab in Kraft treten
wird, auf das Jahr 1897 nur ein Theil des Betrags (etwa
300 000 M .) entfallen und daß die Konversion auch Kosten ver¬
ursachen wird , die sich auf 150 bis 200 000 M . belaufen
dürften . Im übrigen könne er der vom Abg . Fieser befür¬
worteten Verwendung zustimmen .

Der Anregung des Abg . Gießler , zur Ausgleichung der

^ Schädigung des Einkommens des Fonds die Beleihungsgrenzc
der Liegenschaften zu erhöhen , stehe er etwas skeptisch gegen¬
über ; die derzeitige Kompetenz der Verwaltungsbehörden scheine
ihm ausreichend . ^

Was den Gesetzentwurf selbst anbelangt , so verdiene beson¬
ders seine Einfachheit und Klarheit den Vorzug vor den
preußischen und württembergischen Gesetzen . Nur nach der
Richtung könnte vielleicht ein Anstand erhoben werden , daß
die Frist für . die Abgabe der Erklärung der Gläubiger nicht
im Gesetz selbst enthalten ist ; nach der von der Regierung
bezüglich dieses Punktes gegebenen Auskunft , wonach die Kon¬
version alsbald in Vollzug treten und der Endtermin auf 13 .
Februar 1897 festgesetzt werden wird , seien jedoch Bedenken
daraus nicht abzuleiten .

Zu dem Frank '
schen Antrag wird Redner bei der Spezial -

berathung das Wort ergreifen und schickt hier nur voraus ,
^ daß er auf dem Standpunkt der Großh . Regierung steht.
- Hierauf wird in die Spezialdiskusston eingetrcten .
; 8 1 wird angenommen .

8 2 . Abg . Hug erläutert das jetzt gewählte Verfahren
^ gegenüber dem früheren . Während früher die Regierung nicht

habe übersehen können , für welchen Betrag an Obligationen
die Konversion angenommen wird , und daher große Mittel
habe parat halten müssen, gewähre das jetzige Verfahren nach
Ablauf der Ablehnungsfrist genaue Kenntniß der erforderlichen
Mittel und erleichtere den Vollzug wesentlich . Das Ver¬
fahren entspreche aber auch den Interessen der Staatsgläubiger ,
die in der Kursdifferenz eine Konversionsprämie erhalten .
Zu einer Einsprache liege daher kein Anlaß vor .

Z 2 wird angenommen .
8 3 . Abg . Frank begründet seinen Antrag . Derselbe sei

lediglich Erwägungen der Zweckmäßigkeit entsprungen . In der
Regierungsbegründung selbst sei gesagt , daß die Verhältnisse ,
die die Konversion nöthig machten , sich in kurzer Zeit uner -

» « artet schnell geändert hätten und daß eine Verzögerung der
» Konversion nur mit finanziellen Opfern erkauft werden könne ,
k nachdem Preußen und Bayern vorangegangen sind . Wenn dem
! wirklich so ist, so müssen wir wie in Preußen die Schonzeit
1 auf acht Jahre festsetzen . Damit sei nicht gesagt , daß nach
k acht Jahren wirklich konvertirt werden müsse, der Antrag be-
I zwecke nur, sich die Hand frei zu halten , wenn Preußen vor-
I geht ; denn das Vorgehen der größeren deutschen Staaten
> und des Reichs , nicht das Württembergs , werde sich für uns
» als maßgebend erweisen . Daß die Möglichkeit einer aber -
» maligen Konversion in acht Jahren nicht so weit abliegt , da -
I für spreche auch die Bemerkung des Herrn Berichterstatters ,
I daß man in England schon auf 2 in Frankreich auf 3 Proz .
I heruntergehe . Der in Württemberg konvertirte Betrag sei im
I Vergleich zu den in Bayern , Preußen und vom Reich zur
I Konversion bestimmten Summen gering.
> Redner wendet , sich sodann gegen den Abg . Koellc , indem
I er bemerkt, daß wenn auch wirthschaftliche Nachtheile für einen
I Theil der Bevölkerung mit der Konversion verbunden seien,
» doch auch Viele durch die Zinsermäßigung erleichtert würden .
I Die » Couponabschneider « zu bedauern, dazu liege doch kein
I Anlaß vor . Er bitte , seinem Antrag zuzustimmen .
I Ministerialdirektor Becker : Die Bestimmungendes Gesetzent -
I Wurfs hätten im allgemeinen einmüthige Billigung seitens des
I Hohen Hauses gefunden und auch die Vorschrift habe keine
» grundsätzlichen Bedenken erregt , daß den Staatsgläubigern eine
I gesetzliche Sicherheit dafür gegeben werde , daß innerhalb einer
U gewissen Zeit zu einer weiteren Zinsherabsetzung nicht ge-
1 schritten wird . Diese Frist habe die Großh . Regierung auf
I gehn Jahre bemessen zu sollen geglaubt . Gegen diese Frist
» habe der Abg . Frank u . Gen . Bedenken und schlage vor , die
I Frist nach dem Vorgang Preußens auf nur acht Jahre fest-
» zusetzen. Wie nun bereits der Herr Präsident des Finanz -
I winisteriums hervorgehobcn habe, habe die Frage für die
U

^ roßh . Regierung grundsätzliche Bedeutung nicht , es wäre
I ihr aber erwünscht , wenn auch diese Bestimmung zur Annahme
I gelangen würde , und zwar aus folgenden Gründen :
» Die sogenannte Schonzeit verdanke dem Grundgedanken ihre
» Entstehung , daß die Konversion , nachdem sie einmal zur unab -
k weisbaren Nothwendigkeit geworden , in möglichst schonlicher

Weise und derart durchgeführt werden soll, daß sie nicht zu
unerwünschten Kapitalverschiebungen und Anlagen in unsoliden
Werthen Veranlassung gibt . Zweifellos werde die Konversion
von den Kapitalbesitzern sehr unangenehm empfunden und sie
begegne namentlich bei den kleinen und mittleren Leuten offen¬
barer Abneigung , weil sie hier geradezu zu einer Einschränkung
des Haushalts führen kann . Dieser Gesichtspunkt verlange
nach Ansicht der Großh . Regierung unbedingte Berücksichtigung .
Aber auch an die Stiftungen u . s . w. müsse man denken, die
den Ertrag ihres Vermögens nicht zu eigenen , sondern zu
wohlthätigen Zwecken verwenden . In unfern Nachbarstaaten
sei dieser Gesichtspunkt bei der Berathung der Konversion
sehr in den Vordergrund gestellt worden , insbesondere auch in
Preußen . Es sei ja richtig , daß auch die kleinen Kapitalisten
eben doch Kapitalbesitzer seien, aber man könne doch sagen , daß
es sehr zu wünschen wäre , wenn diese Gesellschaftsklasse durch
die Konversion nicht veranlaßt würde , ihren Besitz an badischen
Staatspapieren abzustoßen und sich ausländischen oder un¬
soliden Anlagen zuzuwenden .

Wie weit man im Maß des Schutzes dieser Interessen
gehen will , sei keine grundsätzliche , sondern eine Zweckmäßig¬
keitsfrage . Die Meinungen hierüber seien auch in den andern
deutschen Staaten , die konvertirte » , getheilt gewesen ; Bayern
habe keine Verpflichtung zur Zinsfestlegung , Preußen eine
solche auf acht und Württemberg auf zehn Jahre übernommen .
Ob die Frist von acht oder zehn Jahren richtiger sei , lasse
sich mathematisch nicht beweisen. Aber der Zweck der ganzen
Schonzeit , den kleinen und mittleren Kapitalbesitzer möglichst
günstig zu stellen im Zusammenhalt mit der Absicht , ihn von
unüberlegter Besitzveräußerung abzuhalten , werde besser erreicht
werden , wenn wir soweit gehen, als die Frage einer abermaligen
Konversion zuläßt . Und die Großh . Regierung , die nur noth -
gedrungen unter dem Zwang der Verhältnisse sich zur Kon¬
version entschloß , habe geglaubt , in dieser Beziehung dem
Staat zu folgen , der am weitesten geht . Auch dürfe man
die Vortheile der Schonzeit nicht außer Acht lassen . Sie
werde dazu beitragen , den Kurs unserer Staatspapiere zu
festigen, und unseren Staatskredit heben , weil dadurch doku-
mentirt wird , daß Baden in der schonlichen Behandlung seiner
Gläubiger hinter keinem andern deutschen Staat zurücksteht .

Die Abgg . Frank und Gießler hätten mit einem Schein
der Berechtigung darauf hingewiesen, daß wenn Preußen und
Bayern in acht Jahren wieder konvertiren , uns die Hände ge¬
bunden seien . Dem sei gegenüber zu halten , daß Württem¬
berg daran keinen Anstoß genommen habe . Auch sei die Be¬
fürchtung doch etwas weit hergeholt . Es sei Erfahrung , daß
die Staaten sich nur sehr ungern zu derartigen Operatione ent¬
schließen . Auch diesmal seien verschiedene Jahre verflossen ,
bis der Gedanke der Konversion zum Vollzug gediehen ist,
und schon seit Jahren sei er Gegenstand der Erörterung in
der Presse und den Landtagen gewesen. So werde es auch in
Zukunft wieder sein, wenn Preußen nach acht Jahren vor der
Frage steht , ob von dem Recht weiterer Zinsherabsetzung Ge¬
brauch gemacht werden will . Auch dann würde wohl einige
Zeit bis zum Vollzug verstreichen , so daß wir immer noch
xuri xussu mit Preußen Vorgehen können . Alles zusam¬
mengenommen will Redner nochmals betonen , daß die Frage
für die Regierung keine Prinzipienfrage ist, daß es aber gute
und beachtenswerthe Gründe sind , die dafür sprechen, Württem¬
berg zu folgen ; eine Schädigung der Staatsinteressen sei kaum

za befürchten , während es einen guten Eindruck mache, wenn
wir uns in diesem Punkt nicht übertreffen lassen .

Abg . Schüler kann den Antrag Frank durch die Aus¬
führungen des Herrn Regierungsvertreters nicht als widerlegt
ansehen . Baden könne keine eigene Finanzpolitik treiben ;
wenn Bayern auch die zehnjährige Schonzeit hätte , so hätte
er hiergegen weniger Bedenken . So aber scheine ihm am
besten, wenn man überhaupt keine Schonzeit gewähre .

Redner betont sodann noch die Vortheile der Zinsherab -

sctzung für die kleinen Landwirthe und Geschäftsleute und
spricht sich schließlich dahin aus , daß er eine Verwendung
der Zinsersparniß zur Gründung einer Landeskreditkaffe be¬

grüßen würde .
Abg . Kölle entgegnet dem Abg . Frank und meint , der

Unterschied von zwei Jahren sei nur von geringem Belang .
Er weist ferner darauf hin , daß die badischen Staats¬
gläubiger durch die Amortisirung unserer Staatsanlehen un¬
günstiger gestellt seien , als die ^ Inhaber preußischer und

bayerischer Anlehen , bei denen eine periodische Auslosung nicht
stattfindet . Daher sei ihnen auch der Bortheil der zehn¬
jährigen Schonzeit zu wünschen .

Abg . Hug schließt sich dem an , was zu Gunsten der

zehnjährigen Frist geltend gemacht wurde . Nachdem von
mehreren Rednern auf Preußen verwiesen worden sei , wolle
er doch bemerken, daß in Preußen die Konsols nach Mitthci -

lung des preußischen Finanzministers vielfach in Händen von
Großkapitalisten seien ; nur ein Sechstel der Konsols seien
dort inskribirt (bei uns etwa die Hälfte ) . Daher liege dort
eine Schonzeit weniger im Bedürfniß als bei uns und um

so mehr sollte man folgeweise der zehnjährigen Frist zu
stimmen .

Wenn vom Abg . Frank betont wurde , daß die Verhältnisse
sich rasch ändern könnten und daß bei der gegenwärtigen Kon¬
version ein außerordentlicher Landtag habe einbcrufen werden
müssen , so muß Redner entgegen halten , daß er die Konver -
sion keineswegs für so dringend gehalten habe ; nach seiner
Ansicht hätte man die Sache bis zum nächsten Landtag ver¬
schieben können . Wenn Preußen und andere Staaten in acht
Jahren schon konvertiren , so wird es auch uns , wo es sich
nur um geringe Beträge handelt , gelingen . Wünschenswerth
scheine auch ihm , daß eine gewisse Beruhigung in den Kreisen
der Kapitalbesitzer eintritt . Nach dem Urtheil von Autoritäten
werde in acht bis zehn Jahren ein wesentlicher Rückgang im
Zinsfuß sich nicht vollziehen .

Der Antrag Frank u . Gen . wird sodann gegen 17 Stimmen
abgelehnt und 8 3 angenommen .

Darauf wird das ganze Gesetz in namentlicher Abstimmung
einstimmig angenommen .

Die Sitzung wird um halb 1 Uhr geschlossen und die
nächste Tagung auf Montag 12 Uhr anberaumt .

Deutscher Weichstag .
(Telegraphischer Bericht .)

* Berlin , den 15. Januar .
Da der sächsische Bundesrathbevollmächte vr . Fischer noch

eine Erklärung auf die gestern bei Titel Staatssekretär gemachten
Ausführungen vr . Schönlanks geben will , wird die Debatte
über diesen Titel von neuem eröffnet , vr . Fischer erklärt , es
sei völlig unrichtig , daß das sächsische Bereinsrecht lediglich gegen
die sozialdemokratischen Vereine angewendet werde . Redner
widerlegt sodann die Angriffe Schönlanks im einzelnen . Der
sächsische Richterstand sei so intakt und unabhängig wie der an¬
derer Bundesstaaten . Auch der Vorwurf der Klassenjustiz sei
entschieden falsch . Auf die Persönlichen Angriffe vr . Schönlanks
zu antworten halte er für unter seiner Würde .

vr . Schönlank (Soz .) hält seine Behauptungen aufrecht und
schließt : zu der sächsischen Regierung könne man kein Vertrauen
haben .

Stolle ( Soz .) bringt weitere Beschwerden über die Hand¬
habung des sächsischenBereinsrechtes vor . Staatsmintster Metzsch
habe es ganz klar in der sächsischen Kammer ausgesprochen , daß
gegen Sozialdemokraten das Gesetz anders gehandhabt werden
müsse als gegen andere Menschen . Es gibt eben doppeltes Recht
in Sachsen .

Bundesrathbevollmächtigter vr . Fischer : Es sei eine strikte
Unwahrheit , daß Minister Metzsch jemals gesagt oder angeordnet
habe , daß das Gesetz Sozialdemokraten gegenüber anders aus¬
gelegt werde als anderen Personen .

Stolle (Soz .) : Hierauf erkläre ich , daß es eine Unwahrheit
ist, wenn der Bundesrathbevollmächttgte behauptet , der Staats¬
minister habe nicht erklärt , daß er gegenüber den Sozialdemo¬
kraten eine andere Handhabung des Gesetzes für angezeigt halte .
Hierauf wird die Erörterung über diesen Titel von neuem ge¬
schlossen. Die Debatte wendet sich zu Titel Reichsgesund -
hettsamt .

Weiß (Fr . Bp .) macht auf die mehrfach in neuerer Zeit vor¬
gekommenen Erkrankungen an Milzbrand in Pinselfabriken und
ähnlichen Etablissements , in denen Roß -, Kuh- und Kälber¬
haare verwendet werden , aufmerksam und wünscht Einführung
eines allgemeinen Desinfektionszwanges für diese Haare .

Direktor des Reichsgesundheitsamts vr . Koehler legt die
Schwierigkeit eines solchen allgemeinen Zwanges dar und weist
darauf hin , daß das Material durch Desinfektion mehrfach leidet .
In dieser Frage dürfe man nicht vorschnell Schritte unternehmen ,
die sich nachher als unwirksam erweisen . Er hoffe, daß die Re¬
gierung demnächst in der Lage sein werde, entsprechende Vor¬
schriften vorzulegen .

Grillenberger (Soz . ) : Es hätte die Angelegenheit in
letzter Zeit schon weiter gefördert sein können . In Nürnberg
wären kürzlich wieder verschiedene Todesfälle durch Vergiftung
durch Roßhaare zu verzeichnen gewesen. Die Regierung gebe
den Unternehmern zu viel nach.

Rettich (kons .) regt die Einführung einer allgemeinen Nah -
rungsmittelkontrole an . Das Beispiel , mit dem Bayern hier
vorangegangen sei , verdiene Nachahmung . Die bezüglichen gesetz¬
lichen Bestimmungen ständen in Preußen nur auf dem Papier .
So bedurfte es erst des Berliner Butterkrieges , um darzuthun ,
daß die Butter der Pommerschen Molkerei mit Margarine ver¬
fälscht sei.

Direktor vr . Köhler ist mit einer Kontrole ganz einver¬
standen . Daß sie thatsächlich stattfinde , bewiesen die zahlreichen
Bestrafungen .

Abg . Schulze - Königsberg (Soz .) tadelt die mangelnde
Fürsorge der Königsberger Behörden bei den vielfachen Sonnen¬
stichen, die Arbeiter betroffen hätten .

Abg . Rösike (liberal , fraktiouslos ) wünscht nicht Verwen¬
dung von uniformirten Schutzleuten zur Kontrole und Unter -
uchung . Die Untersuchung der Milch sei ungenügend . Auch
ei Vorsicht bei der Wahl der Chemiker und möglichste Schonung

des Publikums und des Gewerbes zu empfehlen, die nicht un -
nöthig belästigt werden sollten .

Direktor vr . Köhler : Die Qualität ist so sehr von lokalen
Einflüssen abhängig , daß es unmöglich ist, über die Kontrole
einheitliche Vorschriften zu erlassen.



Abg . vr . Langerhans bringt die Frage der Trennung
des ärztlichen Berufes von der Gewerbeordnung zur Sprache .
Er persönlich sei nicht dafür . Wen » aber diese Trennung ein¬
mal durchgeführt würde , so müsse die Aerzteordnung einheitlich
vom Reiche vorgenommen werden .

Abg . Weiß (Freis . Bolksp .) : Ich bin der Ansicht , daß schon
auf Grund des § 120 ä der Gewerbeordnung in den Pinsel¬
fabriken von Nürnberg den Arbeitern zur Einnahme ihrer Mahl¬
zeit ein Raum außerhalb der Fabrik unentgeltlich eingeräumt
werden kann , damit sie nicht genöthigt sind, ihrer Mahlzeit ein
Raum außerhalb der Fabrik unentgeltlich eingeräumt werden
kann , damit sie nicht genöthigt sind, ihre Malzeiten in den

Fabrikräumen einzunehmen .
Abg . Grillenberger (Soz .) : Bis jetzt ist seitens des

Gesundheitsamtes in dieser Sache so gut wie nichts geschehen,
um die Arbeiter vor Ansteckung zn schützen . Hier handelt es

sich um Leben und Gesundheit . Deshalb möchte ich das Ge¬
sundheitsamt nochmal ermahnen , die Sache soviel wie möglich
zu beschleunigen .

Direktor des Reichsgesundheitsamts vr . Köhler : Es könne

unmöglich erwartet werden , daß das Gesundheitsamt sämmtltche
Erkenntnisse , welche in Bezug auf Nahrungs - und Genußmittel
ergehen , sämmtlichen Zeitungen zusende . Die Erkenntnisse wer¬
den von uns publizirt und auch dem Reichstage geht eine An¬

zahl Exemplare zu . Was nun die größere Beschleunigung der

Vorschriften über die allgemeine Desinfektion betrifft , so läßt es
das Gesundheitsamt an nichts fehlen . Die Kostenfrage ist , wie

ich versichern kann , kein Hinderniß für die Einführung einer all¬

gemeinen Desinfektion .
Abg . v . Bollmar (Soz .) : Die Urtheile in Nahrungsmittel¬

verfälschungssachen werden veröffentlicht , aber nichr die Namen

genannt . Das ist aber die Hauptsache . Bei uns in München
wird allwöchentlich eine Liste dieser Leute veröffentlicht . Die
Desinfektion der Haare und Borsten ist sehr wohl möglich, ohne
ihre Güte zu beeinträchtigen . Als es sich vor Jahren um die
Quecksilbervergiftungen in den Spiegelfabriken in Fürth handelte ,
da erschien eine die ganze Angelegenheit beleuchtende Schrift
unseres Kollegen Schindler , welche überall Aufsehen erregte .
Nichtsdestoweniger that das Gesundheitsamt nichts ; es mußte
erst wieder vom Reichstage dazu geschoben werden .

Direktor vr . Köhler : Bezüglich des letzteren Punktes be¬
findet sich der Vorredner im Jrrthum . Es mußten erst auf
Grund des Buches ausgedehnte Versuche angestellt werden , ehe
Vorschriften erlassen werden konnten . Was die Veröffentlichung
der Namen aus den Erkenntnissen betrifft , so ist diese sehr wohl
zulässig , ob es sich aber empfiehlt , für größere Distrikte diese
Namen bekannt zu geben, das ist doch sehr die Frage .

Das Kapitel wird bewilligt .
Beim Kapitel „Patentamt " bemerkt Geheimrath Hauß auf

Anregung Hammacher 's , die Reichsregierung stehe dem inter¬
nationalen Zusammenschlüsse aller Kulturstaaten zum Zwecke des

gewerblichen Schutzes freundlich gegenüber und im Reichsamt
des Innern würden sorgfältig alle Fragen erwogen , die mit der
internationalen Patentrechtsunion Zusammenhängen . In mancher
Beziehung empfehle sich jedoch das System der Separatverträge
Deutschlands mit anderen Staaten . Mehrere solcher Verträge
seien bereits abgeschlossen und eine größere Anzahl weiterer
Verträge werde demnächst fertiggestellt .

Abg . vr . Ham macher (nat .-lib .) weist darauf hin , daß die
Vertreter fast aller Industriezweige sich auf den großen Kon¬
greßen für den Anschluß Deutschlands an die internationale
Patentrechtsunion ausgesprochen haben .

Im Verlaufe der Debatte bemerkt Geheimrath Hauß , es
haben Verhandlungen darüber stattgefunden , ob und in welcher
Weise die Patentanwälte einer Kontrole zu unterwerfen sind .
Die Verhandlungen sind aber noch nicht abgeschloffen worden .

Abg . vr . Müller - Sagan (Freis . Bolksp .) spricht sich gegen
die Einführung des Befähigungsnachweises für Patentanwälte
aus , empfiehlt dagegen die Einrichtung von Ehrengerichten für
Patentanwälte .

Das Kapitel „Patentamt " wird schließlich genehmigt , das Ka¬
pitel „Retchsversicherungsamt " auf Antrag des Abg . Lieber
(Centr .) der Budgetkommission überwiesen .

Das Kapitel „ Phhfikaltsch-Tecknische Reichsanstalt " wird ohne
Debatte bewilligt . Beim Kapitel „Kaiser -Wilhelm -Kanal " wünscht
Abg . Hahn (parteilos ) schnellere Durchschleusung der Schiffe ,
ferner Revision der Kanalschifffahrt im Interesse der deutschen
Küstenschifffahrt , sowie die Beseitigung der Bestimmung des
internationalen Seewegrechtes , daß Fischereidampfer Seglern
auszuweichen haben .

Geheimrath v . Jonquiöres sagt thunlichste Berücksichtigung
dieser Wünsche zu .

Abg . v . Leipziger (kons.) tadelt die luxuriöse Beleuchtung
des „Kaiser -Wtlhelm -Kanals ", sowie den Mangel an Bergungs -
Vorrichtungen .

Geheimrath v . Jonquivres bestreitet , daß sich eine Be¬
leuchtungsanlage , wenn sie zweckmäßig sein soll, weniger kost¬
spielig Herstellen lasse. Daß ferner die Bergung des Dampfers
„Johann Siem " so lange dauerte , war nicht Schuld der Kanal¬
verwaltung . Eine beständige Bereithaltung von so umfassenden
Bergungsvorrichtungen , wie sie dieser außerordentliche Fall noth -

wendig machte , wäre zu kostspielig.
Schließlich wird das Kapitel „Kanalamt " angenommen .
Nächste Sitzung morgen 1 Uhr . Antrag Lenzmann über Irren¬

anstalten . Petitionen . Schluß 5" / . Uhr .

iekegrarnrne .Neueste Nachrichten und G
* Berlin , 15 . Jan . Der „Reichsanzeiger " veröffent¬

licht die Verleihung des Großkreuzes des Rothen Adler¬
ordens an den Präsidenten der Republik Mexiko Diaz ,
des Kronensrdens 1 . Klaffe an den mexikanischen Mini¬
ster des Auswärtigen , Jgnacio Mariscal , und den Mini¬
ster der Finanzen , Jose Limantour .

* Berlin , 16 . Jan . Die Nettesten der Berliner
K a u f m annschaft veröffentlichen in den Morgenblättern
eine Erklärung , welche besagt , daß die Behauptung des
.Landesökonomierathes v . Mendel -Steinfels , wonach in der
letzten Zeit die Börsennotirungen 20 bis 21 M . hinter
den wirklich gezahlten Preisen zurückblieben, bezüglich der
Stadt Berlin thatsächlich unrichtig sind und daß deren
Urheber jedes Urtheil über die erprobte Sachkenntnih und
und Gew issenhaftigkeit ^der Börse mangele .

* Stettin , 16 . Jan . Die Getreidefachkommission
beschloß einstimmig , daß die Getreidehändler trotz der
Anmeldung der landwirthschaftlichen Vertreter zur Kauf¬

mannschaft von der Börse fern bleiben , bis die Börsen¬
ordnung aufgehoben ist.

* Wien , 15 . Jan . Die „Wiener Abendpost " schreibt :
Einige Berliner Blätter reagiren auf einen in der „ Reichs¬
wehr " erschienenen Artikel , welcher die Stellung der
österreichisch-ungarischen Monarchie zum deutschen Reiche
in einer Weise behandelt , die auch hier entschiedenste
Zurückweisung finden muß . Wenn jedoch das „ Berliner
Tageblatt " in seiner Nummer vom 13 . d . M . es für
nothwendig erachtet , aus diesem Anlaß die „Reichswehr "

als ein anerkanntes Organ des cisleithanischen Minister¬
präsidenten Grafen Badeni und des Finanzministers
v . Bilinski zu bezeichnen und in seinem Artikel wiederholt
von diesem Organ als einem hochoffiziösen cisleithanischen
Blatt zu sprechen, müssen wir dies mit allem Nachdruck
zurückweisen . Wir sind überdies zu der Erklärung er¬
mächtigt , daß weder der Ministerpräsident nocki der Finanz¬
minister in irgend eine Beziehung zur „ Reichswehr " ge¬
bracht werden dürfen .

* Straßburg i . /E . , 16 . Jan . Laut „ Straßb . Korresp .
"

hat der Bundesrath in seiner Sitzung vom 14 . d . M . dem
Entwurf des Landeshaushaltsetats für 1897/98 ,
sowie den Entwürfen des Stempelgesetzes und des Gesetzes,
betreffend die Deckung der Ausgaben der Handelskammern ,
seine Zustimmung ertheilt .

* Paris , 15 . Jan . Senat . Loubet übernimmt das
Präsidium mit Worten des Dankes für seine Wiederwahl
und führt aus , die Neuwahlen zum Senat hätten bewiesen,
daß Frankreich bei einer fortschrittlichen , friedlichen
Politik verharren wolle . Das Land könne versichert sein,
daß der Senat seine Pflicht zu erfüllen wissen werde .

* Amsterdam , 15 . Jan . Wie aus dem Haag gemeldet
wird , gehören die Personen , welche vor dem Hause des
spanischen Gesandten Kundgebungen veranlaßten , der so¬
zialistischen Partei an . Das Haus des Gesandten wird
polizeilich überwacht . Der Gesandte setzte den Minister
des Auswärtigen von dem Vorfälle in Kenntniß .

* Rom , 15 . Jan . Der Senat genehmigte in geheimer
Abstimmung mit 148 gegen 36 Stimmen die Vorlage ,
betreffend die provisorische Anwendung von Reform¬
maßnahmen bei den Emissionsbanken . ^

* London , 16 . ^ an . Eine Deputation aus Mau¬
ritius , die ihm eine Petition zu Gunsten der dortigen
Zuckerbauer überreichte , erklärte Staatssekretär Chamber -
lain , die Regierung sympathisire mit den Beschwerden der
Inselbewohner . Er könne jedoch das einzuschlagende Ver¬
fahren nicht früher andeuten , bis die westindische Kom¬
mission Bericht erstattet habe .

* St . Petersburg , 15 . Jan . In maßgebenden Kreisen
verlautet , die Valutaregulirung ist definitiv gesichert.
Die Publikation des Ukases stehe bevor , welcher die so¬
fortige Prägung unter Abänderung der Inschrift „ Im¬
perial " von 10 bezw . 5 auf 15 bezw. 7 */, Rubel anord¬
net . Darnach nimmt man an , daß die auf die Valuta¬
regulirung bezügliche Diskussion im Reichsrathe lediglich
akademisches Interesse beanspruchen darf , und erblickt in
der bevorstehenden definitiven Einführung der Goldwährung
einen Beweis für die Autorität des Finanzministers trotz
aller Gegenbestrebungen .

* St . Petersburg , 15 . Jan . Heute ist ein Kaiserlicher
Ukas veröffentlicht worden , der auf die langwierigen Be¬
rathungen , welche die dem Reichsrathe zugegangene Wäh¬
rungsvorlage erforderte , auf die Nothwendigkeit , die Prä¬
gung der Goldmünzen zu erneuern , sowie auf das Bestreben
hinweist , die Zweifel zu beseitigen , welche in der Bevöl¬
kerung infolge der Verschiedenheit zwischen dem Normal -
werthe der Goldmünzen und ihrem Einwechselungswerthe
entstehen . Der Ukas verordnet , daß auf den Imperials
die Bezeichnung „ 15 Rubel " und auf den Halbimperials
die Bezeichnung ,,7 ' /2 Rubel " ausgeprägt wird , ohne jeg¬
liche Veränderung des Feingehaltes und Gewichtes derselben .

* Madrid , 16 . Jan . Auf eine Anfrage erklärte Mi¬
nisterpräsident Canovas del Castillo auf 's neue in aller
Form , daß keinerlei Verhandlungen mit den Vereinigten
Staaten , betreffend Cuba , stattgefunden haben oder statt¬
finden . Es wird versichert , daß ein Dekret , betreffend
die Reformen auf Cuba , Anfang Februar veröffentlicht
werde . Dasselbe werde eine so ausgedehnte Autonomie
gewähren , als mit der Aufrechterhaltung der Souverä¬
nität Spaniens verträglich sei .

* Athen , 16 . Jan . Die Wahl zur kretischen
Nationalversammlung ist auf den 3 . März festgesetzt .

* Braß , 15 . Jan . Kapitän Bois ragen und Kom¬
missar Lacke , Mitglieder der nach der Stadt Benin
abgegangenen Expedition , sind gerettet worden , nachdem
sie sechs Tage in den Wäldern umhergeirrt waren . Beide
sind leicht verletzt . Es ist keine Hoffnung vorhanden ,
daß die übrigen Mitglieder der Expedition ebenfalls ge¬
rettet sind .

* Priitoria , 16 . Jan . Präsident Krüger theilte Sir
Herkules Robinson in einem Gespräch mit , daß er sowohl
wie das Land stets den Wunsch hege, Frieden zu haben .
Die Regierung werde fortfahren , die wohlwollendste Auf¬
merksamkeit den wichtigsten Fragen bezüglich des Gold¬
bergbaues zuzuwenden .

GroMerzogthum Waden .
Karlsruhe, 16 . Januar .

« (Dem Badischen Landesverein vom Rothen
Kreuz ) ist zum Zwecke der Durchführung seiner Bestrebungen
auf dem Gebiete der Krankenpflege Allerhöchst die Genehmigung
ertheilt worden , im Laufe des Jahres 1897 eine Geldlotterie zu
veranstalten , wobei 100 000 Loose zum Preise von je 1 M . zur
Verausgabung und 2 091 Geldgewinne im Gesammtvetrage von

34 000 M . zur Ausspielung gelangen sollen .
« (Auf Grund der Vor schriften ) im K 9 Ziffer 2

des Gesetzes über die Naturalleistungen für die be¬
waffnete Macht im Frieden ist der Betrag der für di^
Natmalverpskeguug zu gewährenden Vergütung für das Jahr
1897 dahin fcstgestellt worden , daß an Vergütung für Mann und
Tag zu gewähren ist : s . für die volle Tageskost mit Brod
80 Pf ., ohne Brod 65 Pf ., v . für die Mtttagskost 40 Pf . bezw.
35 Pf ., e . für die Abendkost 25 Pf . bezw . 20 Pf ., <1 . für die
Morgenkost 15 Pf . bezw . 10 Pf .

4 Heidelberg , 14 . Jan . Heute Abend wurde hier das vom
Verein gegen den Mißbrauch geistiger Getränke gegründete Volks -
Heim eingeweiht . Es befindet sich in den Räumen einer ehe
maligen Weinwirthschaft in der Bienenstraße . Es wird dort kein
Trinkzwang herrschen , kein Trinkgeld angenommen werden und
kein alkoholisches Getränk zum Ausschank kommen . Außer Kaffee,
Thee , Limonade u . s . w . werden auch die neuen Ersatz für Spi¬
rituosen gebenden Getränke , wie alkoholloses Bier , desgl . Trauben¬
saft , besgl . Ale u . s. w . geführt werben . Die heute mit diesen
Ersatzgetränken dorgenommenen Proben zeigten , daß einige in der
That sehr wohl geeignet sind, das Bier zu ersetzen. Der Verein ,
der das Unternehmen ins Leben gerufen hat , hielt heute in dem
Volkshcim seine Generalversammlung ab und herrschte in der¬
selben große Befriedigung und Zuversicht .

Verschiedenes .
1- Berlin , 15 . Jan . Zur Feier der Hundertstel : Wieder¬

kehr des Geburtstages SeinerMajestät Kaiser
Wilhelm ' s I . durch den Kyffhäuser - Verband der Vereine
deutscher Studenten in Berlin fand gestern eine Begrüßung der
auswärtigen Vereine deutscher Studenten und der befreundeten
Verbindungen , sowie der ausländischen deutschen Studentenschaft
statt . Heute Vormittag wurde ein Kranz am Sarge des Kaisers
im Mausoleum zu Charlottenburg niedergelezt . Alsdann bewegte
sich der festliche Wagenzug nach dem Kreuzberg , wo der Vor¬
sitzende des Kyffhäuser -Berbandes , Peisker , eine kurze Ansprache
hielt . Abends findet in der Philharmonie ein großer Fcst-
kommers statt , zu dem Admiral v . Knorr , Staatssekretär v . Holl¬
mann , sowie die Generäle v . Schlieffen , Pleffen , Mischke und
andere ihr Erscheinen zugesagt haben . Kandidat Peisker bringt
das Hoch auf Seine Majestät den Kaiser aus , die Festrede hält
Redakteur Eichlcr . Das Fest verspricht einen glänzenden Verlauf .
— Dem gestrigen Kommerse der Vereine deutscher Studenten
wohnte auch der württembergische Gesandte Frhr . v . Barnbüler
bei . Von Fürst Bismarck ging ein Danktelegramm auf die
cingesandte Huldigungsdepesche zu .

4 München , 15 . Jan . Zur würdigen ^Vorbereitung der
Feier des 100 . Geburtstags Seiner Majestät
KaiserWilhelm ' s I . trat gestern Abend ein Komitv von
Herren aller Berufsstände zusammen . Es wird eine großartige
Feier geplant , u . a . ein Festakt im Rathhaussaale und eine große
Bolksfeier . Oberbürgermeister vr . v . Vorsicht theilte mit , daß
seitens der städtischen Behörden außer einem Festakt im alten
Rathhaussaale auch Schulfeiern beabsichtigt seien . Ferner wird
die Stadt München bei der Enthüllung des Nationaldenkmals
Kaiser Wilhelm 's I . am 22 . März in Berlin einen Kranz nieder¬
legen lassen . In den Hoftheatern sollen Festvorstellungen statt¬
finden . Seitens der Militär - und Beteranenvereine werden
weitere Veranstaltungen geplant . Ein engerer ausführender
Ausschuß , an dessen Spitze Professor v . Heigel steht , wurde zur
genaueren Aufstellung des Programms gewählt .

4 München , 15 . Jan . (Telegr .) Den „Neuesten Nachrichten "

zufolge wurde das von dem Vertheidiger des zum Tode ver-
urtheilten Raubmörders Berchtold beim Landgerichte I ein¬
gereichte Gesuch betr . Wiederaufnahme des Verfahrens abschlägig
beschicken.

f Düffeldorf, 15 . Jan . (Telegr.) Der Redakteur Fr. Bau¬
mann wurde heute von der Strafkammer wegen vollendeter und
versuchter Erpressung und Betruges zu 9 Monaten Gefängniß
verurtheilt und sofort verhaftet . Der Angeklagte hatte von der
Schwester des kürzlich wegen fahrlässiger Tödtung und Betruges
verurtheilten vr . Bollbeding unter der Drohung eine zweite
Broschüre über Vollbeding herauszugeben , 3000 Mk . erhalten
und versuchte noch 1500 Mk . zu bekommen . Der Staatsanwalt
hatte zwei Jahre Gefängniß und 5 Jahre Ehrverlust beantragt .

s Breslau , 15 . Jan . (Telegr .) Die Abendblätter melden :
Der verheirathete Besitzer einer hiesigen chemischen Fabrik ist
gestern Abend unter dem dringenden Verdachte , die unverhei -
rathete E . R . , mit welcher er ein Berhältniß unterhielt , ver¬
giftet zu haben , verhaftet worden . Die Verhaftung er¬
folgte , als derselbe die Wohnung der um Hilfe rufenden R . ver¬
lassen wollte . In der Tasche des Verhafteten wurde Gift vor¬
gefunden . Bor Jahren starb Plötzlich ein Mädchen , welches mit
dem Verhafteten verkehrte . Es wird vermuthet , daß auch da¬
mals Giftmord vorlag .

4 Krakau , 16 . Jan . (Telegr .) Nach einer Meldung aus
Warschau gerieth die Anthracitgrube von Roschin bet Rostow
a . Don . in Brand . Alle Gebäude und Maschinen wurden ver¬
nichtet . Die Arbeiter in der Grube konnten sich bis auf 15 Ar¬
beiter und einen Ingenieur , die um 's Leben kamen , durch einen
Seitenschacht retten .

4 Triest , 15 . Jan . (Telegr .) Der Lloyddampfer
„Imperator " in Suez erhielt , weil der an Bord vorge¬
kommene Krankheisfall kein Pestfall war , freie Fahrt und hat
die Fahrt nach Triest fortgesetzt .

4 Paris , 15 . Jan . (Telegr .) Ein furchtbares Drama spielte
sich gestern in einem Hotel in Versailles ab . Eine gewisse Frau
Reh , Gattin eines dortigen Bolksschullehrers , erwürgte in
einem Zimmer des Hotels , das sie wenige Stunden zuvor
bezogen hatte , ihren siebenjährigen Knaben mit einem Handtuche
und tödtete sich selbst durch einen Revolverschuß . Die Motive
der That sind bisher unbekannt .

7 Paris , 15 . Jan . ( Telegr .) Im Hafen von Bordeaux fand
an Bord des italienischen Dreimasters „Elena ", der vor kurzem
mit nahezu 6000 Tonnen Petroleum aus New -Aork eingetroffen
war , eine furchtbare Explosion statt . Das ganze Schiff stand
im Nu in Flammen und versank alsbald in den Wellen . Die
Mannschaft konnte gerettet werden , mehrere Matrosen hatten
jedoch erhebliche Verletzungen erlitten .

4 Ecija (Provinz Sevilla ) , 15 . Jan . (Telegr .) In der hie¬
sigen Gegend herrscht große Noth . Hungernde Männer und
Frauen fallen die Karren an , in denen Lebensmittel gefahren
werden ; auch fordern sie von Fußgängern unter Drohungen
Almosen . Man befürchtet eine Zunahme der Unruhen .

4 London , 15 . Jan . (Telegr .) Der Agent des Reuterschen
Bureaus in Bombay hat einen eingehenden Bericht über die
durch die Pest verursachten Verheerungen telegraphisch
eingesendet . Darin heißt es , der Handel sei gelähmt , die Hälfte
der Bevölkerung geflohen und die Gerichte geschliffen . Die Ein¬
geborenen weigern sich, die auf der Straße liegenden Tobten zu
begraben . Bisher verschont die Krankheit die Europäer und die im
Eingeborenenviertcl wohnenden Levantiner . — Amtliche Berichte
von gestern melden 3394 Erkrankungen und 2 356 Todesfälle .

Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe .

Wer seine Kinder kräftig ernähren und vor Bleichsucht und
Blutarmuth schützen will , gebe ihnen täglich , statt einer dünnen
Fleischsuppe und ausgekochtem Ochsenfleisch, eine Tasse kräftiger
Lovrll -Bouillon oder SovoU -Suppe und gebratenes Fleisch-

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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